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Verwaltungsgericht Gelsenkirchen 
Bahnhofsvorplatz 3 
 
D-45879 Gelsenkirchen 
 
 
 

 
 

Klage 

 
 
Klaus Kuliga, Weiherstraße 21, 44789 Bochum 
 
Prozessbevollmächtigte:  RAin Petra Steude, RAe der advoprax AG,  

Agnesstraße 22, 44791 Bochum 
 

- Kläger – 
 
gegen  

 
 
Stadt Bochum, vertr. d. d. Oberbürgermeister der Stadt Bochum – 
Herrn Thomas Eiskirch, Willy-Brandt-Platz 2-6, 44777 Bochum 
 

- Beklagter - 
 
 
wird namens und im Auftrag des Klägers Klage erhoben gegen die 
Anordnung der Beschilderung des Gehwegs mit dem Verkehrszeichen 
237 an der Wittener Straße in Bochum im Bereich der Hausnummern 
105 bis zur Kreuzung Lohring, im Sinne des § 41 Abs. 2 Nr. 5 StVO, 
 
Es wird beantragt, die entsprechende Anordnung aufzuheben. 
 

 

Begründung 

Nach Information des Klägers wurde das Verkehrszeichen im August 
2023 angebracht. Der Kläger nahm es Mitte September 2023 
erstmals zur Kenntnis.  

Anlage 1 – 3 Bilder des mit Zeichen 237 ausgeschilderten Gehwegs 
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Der Radweg auf dem Gehweg erfüllt nicht die Mindestanforderungen für eine Radweg-
Benutzungspflicht. 

Voraussetzung für die Anordnung des Verkehrszeichens 237 ist - gemäß Allgemeiner 
Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) Zu § 2 Straßenbenutzung 
durch Fahrzeuge, Rd-Nr. 14-17, dass 

1. eine für den Radverkehr bestimmte Verkehrsfläche vorhanden ist oder angelegt werden 
kann. Das ist der Fall, wenn  

a) von der Fahrbahn ein Radweg baulich oder ein Radfahrstreifen mit Zeichen 295 
"Fahrbahnbegrenzung" abgetrennt werden kann oder 

b) der Gehweg von dem Radverkehr und dem Fußgängerverkehr getrennt oder gemeinsam 
benutzt werden kann, 

2. die Benutzung des Radweges nach der Beschaffenheit und dem Zustand zumutbar sowie 
die Linienführung eindeutig, stetig und sicher ist. Das ist der Fall, wenn 

 a) er unter Berücksichtigung der gewünschten Verkehrsbedürfnisse ausreichend breit, 
befestigt und einschließlich einem Sicherheitsraum frei von Hindernissen beschaffen ist. Dies 
bestimmt sich im Allgemeinen unter Berücksichtigung insbesondere der Verkehrssicherheit, 
der Verkehrsbelastung, der Verkehrsbedeutung, der Verkehrsstruktur, des Verkehrsablaufs, 
der Flächenverfügbarkeit und der Art und Intensität der Umfeldnutzung. Die lichte Breite 
(befestigter Verkehrsraum mit Sicherheitsraum) soll in der Regel dabei durchgehend 
betragen: Die lichte Breite (befestigter Verkehrsraum mit Sicherheitsraum) soll in der Regel 
dabei durchgehend betragen: 

aa) Zeichen 237 baulich angelegter Radweg möglichst 2,00 m mindestens 1,50 m  

Diese Voraussetzungen werden im vorliegenden Fall nicht erfüllt:   

 Es ist keine ausreichende Breite des Radwegs von mindestens 1,5 Metern 
vorhanden 

 Es ist kein Sicherheitsraum, insbesondere nicht zur Straße, vorhanden 

 Der Weg ist nicht frei von Hindernissen. 

Insbesondere steht der Ampelmast der Fußgängerampel im Weg. Die 
Wegeführung zwingt Fußgänger, die das Gebäude Hausnummer 101 verlassen, 
direkt auf den Radweg treten. Zudem müssen sich Fußgänger für eine Querung 
über die Fußgängerampel auf dem Radweg aufstellen. 

 Radwege dürfen nicht zu Lasten der Fußgängerverkehrs angelegt werden. Der 
neben dem Radweg verbleibende Gehstreifen ist zu schmal. Für den 
ungehinderten Begegnungsverkehr zweier Fußgänger nötige Verkehrsraum ergibt 
sich aus den einschlägigen Richtlinien, insbesondere der „Richtlinie zur Anlage von 
Stadtstraßen“ (RASt), den „Empfehlungen für Fußverkehrsanlagen“ (EFA) und den 
„Hinweisen für barrierefreie Verkehrsanlagen“ (H BVA). Übereinstimmend 
verlangen diese für Begegnungsverkehr einen freien Verkehrsraum von 
mindestens 1,8 m Breite. Hinzu kommen noch Sicherheitsräume von 0,2 m auf der 
Gebäudeseite und 0,5 m zum Radweg. 

Aufgrund der baulichen Anlage des Radweges auf dem Gehweg werden Radfahrer in 
Lebensgefahr gebracht. Dies zeigt der Unfall, zu dem es auf dem Radweg am 22.08.22 kam: 

Anlage 2 - Polizeimeldung. https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/11530/5303438 
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Nach Polizeiangaben war eine 34-jährige Autofahrerin aus Wetter gegen 7.20 Uhr auf der 
Wittener Straße in Richtung Zentrum unterwegs. Zeitgleich befuhr der Jugendliche (14) den 
parallel zur Fahrbahn verlaufenden Radweg in gleicher Fahrtrichtung und kollidierte mit einer 
ihm entgegenkommenden Fußgängerin (13), die plötzlich vom angrenzenden Gehweg auf 
den Radweg gelaufen sein soll. 

Der Radfahrer stürzte auf die Fahrbahn der Wittener Straße. Die 34-jährige Autofahrerin 
vollzog eine Vollbremsung und verhinderte so eine Kollision mit dem Jungen. Ein hinter ihr 
fahrender Dortmunder (23) fuhr der Frau aus Wetter mit seinem Pkw auf. 

Nur aufgrund der niedrigen Geschwindigkeit und der Entfernung des stürzendem Radfahrers 
zum nachfolgendem Auto, konnte die Autofahrerin rechtzeitig bremsen. Wäre die Autofah-
rerin schneller gefahren oder wäre der Radfahrer nah zum Auto auf die Straße gestürzt, 
wäre der Unfall mit großer Wahrscheinlichkeit für den Radfahrer tödlich verlaufen. Glückliche 
Umstände haben das Leben des Jungen gerettet. 

Die Grundregeln der Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung, sehen 
in §1, 1 1 vor: Die Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) regelt und lenkt den öffentlichen 
Verkehr. Oberstes Ziel ist dabei die Verkehrssicherheit. Hierbei ist die „Vision Zero“ (keine 
Verkehrsunfälle mit Todesfolge oder schweren Personenschäden) Grundlage aller 
verkehrlichen Maßnahmen. 

Die Grundidee der Vision Zero ist, dass jeder Verkehrsteilnehmer Fehler macht und Verkehrs-
wege daher so gestaltet werden müssen, dass sie fehlerverzeihend und fehlertolerant sind. 
Der kleine Fehler einer Fußgängerin, wie beim vorliegenden Unfall, darf nicht aufgrund bauli-
cher Mängel von Verkehrsanlagen quasi zwangsläufig mit hoher Wahrscheinlichkeit zu Unfäl-
len mit schwersten Verletzungen oder gar tödlichen Folgen führen. 

Zu einem Unfall wie dem geschilderten, kann es auf besagtem Gehwegstück jederzeit wieder 
kommen. Die Gefahr eines tödlichen Unfalls aufgrund der baulichen Gegebenheiten ist la-
tent. Es wäre verantwortungslos und mindestens fahrlässig, die entsprechende Gefahrenstel-
le nicht umgehend zu beseitigen. 

Eine Anordnung von Radwegen ist gemäß § 45 (9) Satz 2 StVO nur zulässig zur Abwendung 
einer besonderen, nachgewiesenen Gefahr auf der Fahrbahn. Dies schließt aus, Radfahrende 
und andere durch Anordnung eines Radwegs in eine größere Gefahr zu bringen, als jene, die 
beim Fahren auf der Fahrbahn ohne Radweg vorhanden wäre. In keinem Fall ist eine Anord-
nung zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit einer Straße für den motorisierten Individual-
verkehr zulässig. 

Eigentlich gebietet die besondere Gefahr, die der in diesem Fall angeordnete Radweg 
aufweist, dass Radfahrende bei Benutzung des Gehweges absteigen müssten. Jedoch sind 
Radfahrende nicht „als „qualifizierte Fußgänger“ anzusehen, denen unabhängig von etwaigen 
straßenverkehrsrechtlichen Anordnungen nach Belieben angesonnen werden könnte oder 
müsste, vom Fahrrad abzusteigen und fortan als Fußgänger am Verkehr teilzunehmen.“ 
(OLG Hamburg vom 11.09.2023, 5 ORbs 25/23). Wege können somit nur als Radwege 
ausgeschildert werden, wenn auf dem angeordneten Radweg jederzeit ein sicheres Fahren 
möglich ist. 

Grundsätzlich gilt, Radfahrende in eine Verkehrssituation zu zwingen, bei der sie aufgrund 
der baulichen Gegegebenheiten sich selbst und andere gefährden, ist sittenwidrig und ein 
Verstoß gegen Art 2 GG, insbesondere Absatz 2. 
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Abschließend sei der Vollständigkeit halber angemerkt, dass der dargestellte Unfall, nachdem 
die Beklagte die besondere Gefah, die der Radweg fur die Nutzer bedeutet, erkannt hat, 
zunächst zu der Einrichtung eines provisorischen Pop-Up-Radwegs führte. Dazu wurde die 
entsprechende Beschilderung aufgehoben und das Verkehrsschild 237 entfernt. 
 
Aus nicht nachvollziehbaren Gründen wurde der Pop-Up-Radweg dann wieder aufgehoben, 
jedoch wurden keine anderen Maßnahmen ergriffen, um die bekannte und offensichtliche 
Gefahr zu beseitigen. Nach Entfernung des Pop-up-Radwegs wurde das Zeichen 237 erneut 
angeordnet und wieder angebracht. 
 

 
Petra Steude, Rechtsanwältin 


